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Bezirksversammlung Harburg       27.04.2015 
Der Bezirksamtsleiter 
 
 
 
 
 
Zu dem Antrag 20/0186 – Rücksichtslose Radfahrer im Bereich der Neuen Straße im 
engen Channel-Tunnel zum Binnenhafen nimmt H/MR wie folgt Stellung: 
 
Von der zentralen Straßenverkehrsbehörde der Wasserschutzpolizei wurde am 
26.01.15 im Rahmen der Stellungnahme zu o. g. Antrag vorgeschlagen, einen 
Ortstermin unter Beteiligung des PK 46, VD 5, BWVI, WSPK 3 und dem Bezirksamt 
Harburg - Fachamt MR durchzuführen. Der Ortstermin mit den vg. Dienststellen fand 
am 14.04.15 statt. 
 
Vorausgeschickt, dass nach Auskunft von VD 51 seit Freigabe des Tunnels im Jahre 
1997 den polizeilichen Dienststellen keine Erkenntnisse über Gefahren/Unfälle noch 
Beschwerden vorliegen, sind die anwesenden Dienststellen einvernehmlich der 
Auffassung, dass weder eine verkehrsbehördliche noch bauliche Veränderung 
angezeigt ist. Für eine bauliche Trennung sind keine ausreichenden Breiten vor-
handen. Zudem würde eine Trennung des Rad- und Fußverkehrs insbesondere am 
nördlichen Tunnelausgang zu einem höheren Unfallrisiko führen, da die sich 
ergebende eingeengte Radverkehrsführung entlang der Innenkurve zu einer 
größeren Sichtbarriere als heute führen würde (Nichteinsehbarkeit des Tunnels bzw. 
der Rampe). Weitere Konflikte würden provoziert, da die Verkehrsteilnehmer die 
ihnen zugewiesenen Verkehrsflächen mutmaßlich übertreten würden. 
 
Von allen Beteiligten wurde jedoch vor dem Hintergrund der aktuellen Wohnbau-
entwicklungen im Binnenhafen mittelfristig die Notwendigkeit einer weiteren Rad-
wegeverbindung zur Harburger Innenstadt gesehen. 
 
Zudem wird vorgeschlagen, die Beleuchtungssituation im Tunnel zu verbessern und 
die Sichtbeziehung zwischen Treppe und Rampenanlage am Zugang der Neuen 
Straße nicht durch den Bewuchs der Grünfläche einzuschränken. Die für die 
öffentliche Beleuchtung zuständige Dienststelle wurde umgehend aufgefordert, die 
12 defekten Deckenleuchten in Stand zu setzen. Die Abteilung für Stadtgrün wird 
dafür sorgen, dass der Bewuchs nicht zu hoch aufwächst. 
 
Diese Stellungnahme ist mit den beteiligen Dienststellen einvernehmlich abgestimmt. 
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